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16. Gesetz: Wiener Scliulgesetz; Abänderung. 

16. 
Gesetz vom 2. April 1979, mit dem das Wie­

ner Sdmlgesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat besdilossen: 

Das Wiener Sdiulgesetz, LGBI. für Wien 
Nr. 2011976, wird wie folgt geändert: 

1. S 46 Abs. 4 hat zu lauten: 

„(4) Sofern sich ein Schulsprengel auf zwei 
oder mehrere Bundesländer erstrecken soll, hat 
die Landesregierung bei seiner Festsetzung (Bil­
dung, Änderung) mit den beteiligten Landesre­
gierungen einvernehmlich vorzugehen." 

2. § 50 Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) An einer Wiener Pflichtschule in sonsti­
ger Weise beteiligt sind Gebietskörperschaften, 
die im Sprengel einer Schule Heime oder Anstal­
ten erhalten, in denen unterrichtsfähige Schul­
plliditige untergebradit sind, die diese Pllicht­
schule besud:ten.'~ 

3. Die bisherigen Abs. 2 und 3 des § 50 er­
halten die Bezeidinung „(3)0 und „(4}''. 

4. Im § 50 Abs. 4 ist der Ausdruck „Abs. 2 
Z. 1" durdi „Abs. 3 Z. 1" zu ersetzen. 

5. § 56 Abs. 6 hat zu lauten: 

„(6) Der Stadtsdiulrat für Wien kann bei 
Unbenützbarkeit des Schulgebäudes, in Katastro­
phenfällen und aus sonstigen zwingenden oder 
aus im öffentlichen Interesse gelegenen Gründen 
die unumgänglich notwendige Zeit nach Anhö­
rung des S<:hulerha!ters durch Verordnung schul­
frei erklären. Wenn clie Zahl der schulfrei er­
klärten Tage mehr als sechs beträgt, so hat der 
Stadtschulrat für Wien nach Anhörung des Schul­
erhalters zu verordnen, daß die hiedurdi ent­
fallenen Schultage durdi Verringerung der in den 
Abs. 2, 4, 5, 71 8 und 9 vorgesehenen sdiulfreien 
Tage - ausgenommen die in Abs. 4 Z. 1 genann­
ten Tage, der 24. und 31. Dezember und die 
letzten drei Tage der Karwod1e - einzubringen 
sind, wobei die ersten Tage in die Einbringung 
einbezogen werden können. Die Hauptferien dür­
fen jedoch zu diesem Zweck urn nidit mehr als 
zwei Wodien verkürzt werden. Ist die Zahl der 
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schuifrei erklärten Tage geringer} so kann der 
Stadtschulrat für ~1ien eine- derartige Verfügung 
nach Anhörung des Schulerhalters treffen." 

6. Dem § 56 sind folgende Abs. 7 bis 9 anzu­
fügen: 

„(7) Der Stadtschulrat für Wien kann für 
Volkssdiulen, Sonders<:hulen ausgenommen 
jene, welche nach dem Lehrplan der Hauptschule 
geführt werden - und für Polytechnische Lehr­
gänge den Samstag durch Verordnung schulfrei 
erklären. Die Schulfreierklärung kann nur 
sdiulenweise und nur dann erfolgen, wenn sich 
in elner vom Stadtschulrat für Wien an der be­
treffenden Schule dnrchgeführten geheimen Be­
fragung der Erziehungsbereditigten der Schüler 
sowie der Lehrer der betreffenden Schule die 
Mehrheit der zur Teilnahme an der Befragung 
Berechtigten dafür ausgesprodien hat, wobei -von 
den Erziehungsberechtigten für jeden Schüler nur 
eine Stimme .abgegeben werden kann. Wenn die 
Sd1ulfreierklärung vom Beginn des nädlsten 
Schuljahres an wirksam werden soll, sind die 
Erziehungsberechtigten der Sdiüler der letzten 
Schulstufe nicht zu befragen. In diesem Fall sind 
jedoch die Erziehungsbereditigten der Schüler, 
die im nächsten Sdluljahr die ersten Klassen be« 
suchen werden, in die Befragung einzubeziehen. 
Für den Polytechnischen Lehrgang ist die Befra­
gung in der ersten Schulwoche durchzuführen. 
Der Stadtschulrat für Wien hat bei der Schulfrei­
erklärung darauf Bedacht zu nehmen, daß eine 
dem Befragungsergebruis möglichst entsprechende 
Anzahl von Schulen mit schulfreiem Samstag und 
ohne schulfreien Samstag besteht, soweit dies 
auf Grund der jeweils vorhandenen Schu1räume 
im Bereich eines zumutbaren Schulweges möglidt 
ist und andere schulorganisatorische Gründe nidit 
entgegen stehen. Anläßlich der Befragung durch 
den Stadtschulrat für Wien hat dieser die Er­
ziehungsberechtigten über die Schulfreierklärung 
(5-Tage-Woche) ausführlich zu informieren. 

(8) Eine Befragung nadi Abs. 7 ist durch den 
Stadtsdiulrat für Wien auch dann durchzufüh­
ren, wenn dies 20-0/o der Erziehungsbered:itigten 
der Sdiüler sowie der Lehrer einer Sdiule ver­
langen. Im Sinne der Bestimmungen des Abs. 7 
kann auf Grund des Ergebnisses einer solchen Be­
fragung der Samsiag sdiullrei erklärt bzw. die 
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